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Jonas Aebi /Kaspar Surber

Nicht die Form der Medien ist entscheidend -
sondern die des Journalismus
Elf Thesen für eine Medienoffensive von links*

Die Medienproduktion steht heute wie andere gesellschaftliche Teilberei-
che unter dem neoliberalen Imperativ. Sie ist verstärkt auf Skandalisie-

rung, Personalisierung und Vereinfachung ausgerichtet. Auch linke Kritik
kann dank dieser Kriterien befördert werden, wie das Beispiel von Kampa-
gnen um Managerlöhne zeigt. Doch gesellschaftliche Verhältnisse und AI-
ternativen geraten dabei nicht in den Blick. Für eine emanzipatorische
Linke genügt es deshalb nicht, auf eine stärkere Präsenz in den kommerzi-
eilen Leitmedien hinzuarbeiten.

Wenn wir hier mangels alternative Begriffe von der «Linken» und «lin-
ken Medien» sprechen, so haben wir all jene Parteien, Organisationen, Be-

wegungen, Initiativen, Kleinstgruppen, Einzelpersonen und Medien im
Blick, die in irgendeiner Weise für eine gerechte Gesellschaft und damit ge-
gen vorherrschende hegemoniale Deutungen und Machtverhältnisse ein-
stehen. Dafür müssen öffentliche Räume geschaffen werden, in denen über
gesellschaftliche Alternativen diskutiert werden kann. Um diese zu formu-
lieren, braucht es Medien, die nicht der kommerzialisierten Logik folgen.

Es ist Zeit für eine linke Medienoffensive. Bestehende linke Medien soll-
ten gestärkt und Möglichkeiten neuer Projekte, Formate und Inhalte aus-
gelotet werden. Ziel dieser Thesen ist es deshalb, einen Anstoss für eine
Diskussion zu geben, was eine solche Medienoffensive beinhalten könnte.

ZVichf fcommerzieZZe Mebien müssferc stärker aZs bisher ein Ort Zinfcer Debar-
ten werben. Die Debaffen soZZen aber über Zinke Kreise hinaus ausgeweifef
werben. G'Zeichzehig muss bie Unabhängigkeit äer Meäien uncZ /iebakfionen
gewährZeisfefsein.

Die linke Debattenkultur ist in die Defensive geraten. Man jagt lieber
dem neoliberalen Gespenst nach oder setzt sich von der Agenda der
Rechtspopulisten ab, statt sich mit den eigenen Ansprüchen an ein besse-

res Leben zu beschäftigen. Und wenn Debatten stattfinden, tendieren sie

* Die Autoren äussern hier ihre private Meinung und nicht die der Widerspruch-
bzw. der WOZ-Redaktion.

MEDIEN, INTERNET-ÖFFENTLICHKEIT 151



schnell zu innerlinken Grabenkämpfen. Der Anspruch sollte darin beste-
hen, für breite Kreise anschlussfähige Debatten zu führen. Für eine pro-
duktive Debattenkultur können zwei Lehren aus der Vergangenheit gezo-
gen werden: Linke Medien sind keine verlängerten Parteiorgane, die Un-
abhängigkeit der Redaktionen steht über allem - Journalismus kommt vor
Politik. Und: Ein theoretischer Anspruch und eine hohe Verständlichkeit
müssen kein Widerspruch sein.

Linke Organisafionen müssen ihre Primeurs rermeür/ Zinken Medien anfeie-

ten, um diese nefeen den feeste/tenden Leitmedien zu stärken. Die Leitmedien
können genutzt werden, um in iau/enden Defeaffen die eigene Meinung zu
äussern.

Zwischen politischen Organisationen - ob Parteien, Gruppierungen oder
Aktivistinnen - und linken, unabhängigen Redaktionen kommt es häufig
zu Missverständnissen: Die Organisationen fühlen sich unterrepräsen-
tiert. Die Redaktionen wiederum stellen fest, dass mit den grossen Ge-

schichten die Leitmedien bedient werden, und fühlen sich in die Funktion
eines Besenwagens versetzt. Das gilt für überregionale wie für regionale
Medien. Ein besseres Verhältnis kann nach dem einfachen Grundsatz er-

folgen, dass Primeurs in die linken Medien gehören, während die grossen
Medien zur Meinungsäusserung gebraucht werden, etwa bei Abstim-
mungskämpfen oder für die Kritik an rechtsbürgerlichen Ansätzen.

Line VïeZzaZtl kleiner Medienprq/'ekfe schafft zwar eine grosse VieZ/aZt, afeer

noc/z keine gemeinsam geteilte Ö/fenfZicltfceit. Zwischen Zinken Medien soZZ-

ten sich die gegenseifige Walzrnefemung und die Kooperationen oersfärken.
Es ist für die Linke schwierig geworden, Themen aktiv in die Öffentlich-

keit zu bringen und die Themenhoheit zu halten. Heute bedient eine Viel-
zahl kleiner Medienprojekte vielfältige Öffentlichkeiten, in verschiedenen
Regionen, über verschiedene Kanäle, für verschiedene Interessengruppen.
Diese bestehenden Öffentlichkeiten lassen sich etwa über gemeinsame
Themen verbinden. Wenn sich linke Medien stärker gegenseitig wahrneh-
men, können Themen gemeinsam diskutiert werden. Darüber hinaus
könnte man sich überlegen, wie man geografische Räume erschliesst, die
über eine monopolisierte publizistische Öffentlichkeit oder über gar keine
mehr verfügen - wie das in vielen Kantonen und Gemeinden der Fall ist.
Vielleicht gibt es irgendwann auch in der Deutschschweiz wieder ein lin-
kes, überregionales, täglich aktualisiertes Medium.

Die Finanzierungsfcrise der Medien grez/f in erster Linie die Arfeeifsfeedz'ngun-

gen und damit die Qualität der Berichterstattung an. GemeinwirtscZza/tlicfee
Produfcfions/ormen garantieren diese umso melzr.
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Die grossen Medienunternehmen schreiben dank neuer Geschäftsfel-
der und Erlösmodelle weiterhin Gewinne. Sie haben die Finanzierungs-
krise direkt auf den Journalismus abgewälzt. Prekäre Arbeitsbedingun-
gen, höherer Arbeitsdruck und tiefe Löhne erschweren die journalistische
Arbeit und lassen das Selbstbewusstsein des Berufsstandes sinken. Doch
guter Journalismus braucht Zeit für redaktionelle Diskussionen, Recher-
chen und das Schreiben. Auch linke Medienprojekte stehen unter finanzi-
ellem Druck - unbezahlte Arbeit oder unter dem Branchendurchschnitt
liegende Löhne bleiben eine Herausforderung. Doch gemeinwirtschaft-
lieh organisierte Medienprojekte bieten eine alternative betriebswirt-
schaftliche Organisation. Flache Hierarchien und ein hohes Mitbestim-
mungsrecht ermöglichen investigative Recherchen sowie handlungsfähi-
ge Redaktionen, unabhängig von kommerziellen Interessen. Dies ermög-
licht journalistische Qualität.

in derFmanzierwngsfcrise derMedien fcommf den zahlenden Abonnenfinnen
eine erhöhte Bedeutung zu. Linke Medien, die seit jeher non ihren Ahonnenf-
ihnen nhi/inanzierf .sind, höhen das richtige Geschä/tsmodeZZ zur richtigen
Zeit. Die Bereitschaft, /ür Zinken Journalismus zu zahZen, hZeihf üherZehens-

wichtig - neue FinanzierungsmodeZZe sind zu prüfen.
Die klassische Wertschöpfungskette der Medien band die Werbung an

ein Trägermedium. Die Digitalisierung ermöglichte es, Werbung online zu
schalten, ohne sie mit Inhalten zu verknüpfen. Dies führte mit in die Fi-
nanzierungskrise der Medien. Die rechten Meinungsmacher reagieren da-
rauf, indem sie ihre politischen Kampfblätter fern jeder marktwirtschaft-
liehen Logik finanzieren. Nicht kommerziell ausgerichtete Medien sind
bis heute stärker von ihren Leserinnen finanziert: Nur wenn diese sich der
Bedeutung von bezahlten Abonnements, ob für ein Printprodukt, eine
App oder einen Onlinedienst, bewusst bleiben, können Medienprojekte
überleben. Doch darüber hinaus müssen neue Finanzierungsmöglichkei-
ten diskutiert werden. Politische Organisationen investieren noch immer
viel Geld in Vereinsblätter und Mitgliederzeitschriften. Diese dienen der

Mitgliederbindung, tragen aber wenig zu einer breiten Diskussion bei. Mit
einer Verbilligung von Abos für nicht kommerzielle Medien könnten die
Organisationen diesen zu mehr Gehör verhelfen - und ihren Mitgliedern
einen attraktiven, alternativen Medienkonsum ermöglichen.

Me<i/e«pro/efcfe soZZfen neben den inlzaZfen wieder stärker über /n/rastrufcfu-
ren und Kanäle nachdenken. Waren es eZnmaZ Druckereien oder das Radio-
studio, so sind es Zieute die Seruer, Webdienste, PZatt/ormen oderApps.

Die 68er-Bewegung hat Raubkopien selbst gedruckt, die Hippiekultur
wurde von Piratenradios auf Hochseeschiffen verbreitet. Kurz vor den
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Achtziger-Unruhen kamen auch in der Schweiz wilde Radios auf, linke Zei-

tungen aus dieser Zeit existieren bis heute. Die globalisierungskritische
Bewegung hat mit der Onlineplattform Indymedia das Prinzip des Web 2.0

vorweggenommen: Emanzipatorische Bewegungen haben es schon im-
mer verstanden, den technologischen Fortschritt für ihre Zwecke zu nut-
zen. Heute werden die meisten linken Informationen über kommerzielle
Plattformen wie Facebook und Twitter verbreitet. Trotz der notwendigen
Kritik an den Kommunikationstechnologien sollten Vorbehalte durch kre-
ative Neugierde ersetzt werden. Da lohnt es sich, den Anspruch von Indy-
media in Erinnerung zu rufen: «Don't hate the media, become the media.»
Es ist im Sinne der Sharing-Kultur, auch darüber nachzudenken, wie un-
abhängige Plattformen im Netz entstehen könnten, die Medieninhalte zur
Weiterverbreitung anbieten, ob Text-, Ton- oder Filmdokumente. Die Her-
ausforderung solcher Plattformen liegt in der redaktionellen Betreuung
wie in der Finanzierung.

SeitJahren wird das Ende der Pr/nfmedie« nerfcündet Es gib! sie immer noch.
Oh sie eineZnfcnn/f haben, hieibf weiferhin zweitrangig. Die Erage ist weniger,
weiches Medium eine Znfcnn/t hat, sondern welche Eorm desJournalismus.

Das Aufkommen des Internets und der Smartphones hat die Medien-
nutzung verändert. Journalistische Produkte konkurrieren heute mit Kat-
zenvideos um Aufmerksamkeit. Doch dies hat nicht die Nachfrage nach
journalistischen Qualitätsprodukten verringert - unabhängig davon, ob
diese online, in der Zeitung oder am Radio publiziert werden. Für linke
Medien mit eigenständigen Redaktionen und ausreichend Zeit ist es mög-
lieh geworden, qualitativ wertvolle Berichte zu erarbeiten. In einer Zeit
von ständig überholten News liegt die Zukunft des Journalismus noch
stärker in der Einordnung und Gewichtung.

Kritische Jownah'sl/nnen waren in der Medienenzwiefchrng wiederholt die
/IzzanZgarde, was das Erarbeiten neuer Ehernen und das Er/inden neuer Darsfel-
iungs/ormen befri/jft. Sie müssen die Aleugierau/neueEormatezurüchgezainnen.

Die Sozialreportage und später der New Journalism hatten das gleiche
Ziel: direkte Zugänge zu Lebenswirklichkeiten zu schaffen, um die beste-
henden Machtverhältnisse infrage zu stellen. Neugier auf mediale Experi-
mente lohnt sich wieder: Nie war es so kostengünstig, mit Videojournalis-
mus Stimmungen und Gefühlen Ausdruck zu verleihen. Auch war es tech-
nisch noch nie so einfach, mit multimedialen und interaktiven Karten das

EU-Grenzregime und die Funktionsweisen digitaler Überwachung be-
greifbar zu machen. Und nie war es so praktikabel, Datensätze aufzube-
reiten, um ökonomische Verflechtungen und Abhängigkeiten aufzuzei-
gen - von der Nahrungsmittelspekulation bis zum Waffenhandel.
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Linke Medien soZZfen sich Zjeww.«ter und neugieriger mit So/f ZVews uuseinan-
(Zersetzen. Denn aach So/t iVews s inci politisch. Sie pro(Zwziere/i ZcuZfureZZe

Codes und Werte entscheidend mit.
Mit dem Internet und den Gratiszeitungen hat, besonders bei jungen

Menschen, der Konsum von Soft News zugenommen. Zu Recht wird kriti-
siert, dass sie damit Produkte des Qualitätsjournalismus bedrängen und
die Qualität öffentlicher Diskussionen abnimmt. Doch wenn man den
kommerziellen Medien das Feld überlässt, festigen sich auch deren tra-
dierte Moralvorstellungen. Auch die Linke kann Gefühle, Geschmack und
Werte über Soft News verbreiten: Homestorys von benachteiligten Men-
sehen, Liebestratsch von homosexuellen Menschen, Satire von Migrant-
Innen, alternative kulturelle Veranstaltungen, subversive Konzerte - die
Liste ist lang.

ZtuZscZreu dem Nutzen eon sozialen Medien /ür Zinke PoZifiA: und einer kapi-
taZismns- und (ïôerzouchungsfcrifi.s'ehen Haltunggegenuioer dem Web 2.0 be-

stein ein Widerspruch, lfm ihn aufzulösen, muss die AledienpoZifih auch
Afefzpoiifih sein.

Je stärker wir Inhalte auf sozialen Medien teilen, desto mehr leisten wir
unseren Beitrag zur Kommerzialisierung und Überwachung des Internets.
Damit wird Medienpolitik zunehmend zur Netzpolitik: Fragen von Netz-
neutralität und Open Access, von Datenschutz und Überwachung spielen
künftig eine tragende Rolle für den Strukturwandel der Öffentlichkeit. Die
Linke kann sich hier ein neues Themenfeld erschliessen. Auch für die eta-
blierten Medien ist die Debatte von Bedeutung: Die Entwicklungen im
Netz - das zeigt das Beispiel der Werbung - wirken auf sie zurück.

Der ö/fentZiche Rund/unk soZZ uerfeidigf, aber c/uaZifufiu verbessert werden.
Eine direkte staatliche Medien/örderung aZZer Medie/igattungen ist zu be-

grüssen, wenn sie vom Staat unabhängig organisiert wird und sich an der
Förderung der Medienviei/aZf orientiert, nicht an gualitativen Kriterien.

Die Medienpolitik in der Schweiz besteht im Betreiben des öffentlichen
Rundfunks sowie der indirekten Förderung durch das verbilligte Zustellen
von Zeitungen. Der öffentliche Rundfunk soll verpflichtet werden, seinen
Auftrag nicht nur in der Information und Unterhaltung, sondern auch wie-
der in der Kultur und der Bildung zu erfüllen. Wenn sich die Medienförde-

rung von der Verbilligung der Postzustellung ablöst, sollte sie weiterhin
die Vielfalt der Titel im Auge haben, ohne inhaltliche Vorgaben zu machen.
Denn eine Medienförderung schafft noch keine linken Inhalte. Dafür
braucht es kritische Medien und Menschen, die sich dieser Aufgabe an-
nehmen.
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James K. Galbraith

Wachstum neu denken
Was die Wirtschaft aus den Krisen
lernen muss

Aus dem Englischen von Peter Stäuber

ca. 350 Seiten, Klappenbroschur, erscheint im Mai 2016
ISBN 978-3-85869-691-5, ca. 36.- Fr./32,- Euro

Der renommierte US-amerikanische Wirt-
schaftsprofessor James K. Galbraith setzt
die jüngste Krise in einen größeren zeitlichen
Rahmen-vom Nachkriegsboom überdie
Dotcom-Blase bis hin zum Immobiliencrash -
und zeigt, dass der Wachstumsglaube,
de facto ein historischer Irrtum ist. Schon

längst sind die Ausnahmen die eigentliche
Regel. Die globale Wirtschaft und die Politik

sollten sich auf die neuen Verhältnisse einstellen und lernen, ihnen klugzu be-

gegnen. Wie, das zeigt dieses Buch.

Anja Conzett

Lohndumping
Eine Spurensuche auf dem Bau

Mit Farbfotos, 176 Seiten, Klappenbroschur, 2016
ISBN 978-3-85869-690-8, Fr. 29.-/ 26,- Euro

Was ist Lohndumping? Wie entsteht es?

Wen betrifft es? Was hat es für Konsequen-
zen? Durch welche Konstellationen wird
es begünstigt und wie lässt es sich verhin-
dem? Anja Conzett hat Antworten gesucht -
auf Baustellen des deutschschweizerischen

Mittellandes, in Unterkünften, in Konferenz-

zimmern, Gewerkschaftsbüros und am
Stammtisch. Eine Reportage aus einer wirt-
schaftlichen Grauzonenlandschaft.

Rotpunktverlag.

JamesO
Galbraith
Wachstum
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Was die Wirtschaft .aus
den Krisen lernen muss
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